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Thema des nächsten Heftes: 
„Problem“- und Zielgruppen der politischen Bildung



wie charakterisierte 1988 die Protestbewegung als
ein Laboratorium der nachindustriellen Gesellschaft,
von Fundamentalliberalisierung sprach Jürgen Ha-
bermas. Ulrich Rödel, Helmut Dubiel und Günter
Frankenberg wagten die These, die Bundesrepu-
blik habe in den 60er und 70er Jahren eine Neu-
gründung bzw. nachholende Gründung durch die
politisch aktiven linken Minderheiten erfahren, und
Zeithistoriker wie Manfred Görtemaker diagnosti-
zierten eine Umgründung und Neugründung der
Bundesrepublik.3

In dem Umstand der im-
mer erneuten öffentli-
chen Beschäftigung und
Erregung darf man sicher
ein Indiz dafür sehen,
dass die Bewegungen
und politischen und kul-
turellen Impulse der
60er Jahre eine nachhal-
tige gesellschaftspoliti-
sche, generationelle und
biografische Wirkung
ausübten. Dabei hat aber
jeder offenbar sein eige-

nes 68er-Erlebnis und das sicher zu Recht. Den zum
Teil heftigen Belagerungen und Verteidigungshal-
tungen sollte man die aus geschichtlichem Abstand
resultierende Gelassenheit entgegensetzen, dass fast
alle teilhatten: ob als herausragender Akteur, Sym-
pathisant, distanzierter Beobachter oder entsetz-
ter Gegner, ob in den großen Städten oder in der
Provinz. 

Die Perspektiven auf diese Jahre sind eben sehr un-
terschiedlich und erlauben deshalb auch andere
Blicke und Einschätzungen als die, die immer wie-
der – wie Planeten um die Sonne – nur um die Ab-
sichten derjenigen kreisen, die als Neue Linke da-
mals eine – ja weltweite – Revolution glaubten in
Gang setzen zu können.4 Die nachträgliche Beur-
teilung revolutionärer Phantasien einiger Protago-
nisten und ihrer diversen Folgeerscheinungen ist

Paul Ciupke verdeutlicht in seinem Artikel nicht nur
die Vielgestaltigkeit der Protestbewegungen, die
unter der Chiffre „1968“ subsumiert werden; er
greift aus der Vielzahl ihrer Aktionsfelder eines
heraus, in dem die „68er“ Veränderungen ange-
stoßen und zum Teil auch selber umgesetzt haben.
Der Bereich der Bildung und hier speziell die politi-
sche Bildung wurden in der Auseinandersetzung
mit den Vorstellungen und Forderungen der Pro-
testbewegung einer gründlichen Revision unterzo-
gen und veränderten Anforderungen angepasst.
Dass dieser Prozess keineswegs widerspruchsfrei
verlief, erläutert Paul Ciupke am Beispiel des Ar-
beitskreises deutscher Bildungsstätten.

Die Protestbewegung der 60er Jahre firmierte schon
immer unter verschiedenen Namen, z. B. Studen-
tenbewegung, Außerparlamentarische Opposition
(APO), 68er-Bewegung, Jugendrevolte … Das da-
mit bezeichnete Phänomen birgt vielerlei Facetten,
von denen einige im Pulverdampf der vielfältigen
Deutungskämpfe der letzten Monate zu verschwin-

den drohen. Die Lesarten
und Aneignungen der Er-
eignisse und ihrer öf-
fentlichen Wirkungen ge-
schehen mal im Modus
des Bewachens und Ver-
teidigens, aber auch im
Gestus der (Selbstan-)
Klage über Verluste und
Irrtümer. Kaum ein poli-
tisch ehrenrühriger Vor-
wurf, der beispielsweise

von Kai Diekmann, dem Chefredakteur der BILD-
Zeitung, oder dem (früher?) linken Historiker Götz
Aly in seiner Abrechnung mit seinen Genossen und
sich selbst ausgelassen würde: Antisemitismus und
Antiamerikanismus, Stalinismus, idealistische Träu-
mereien, Parasitentum, Zerstörung der Werte u. ä. m.
Im Alyschen Furor des Entlarvens lebt ohne Zweifel
noch einmal der alte Geist des Rechthabens und ra-
dikalen argumentativen Überbietens der 68er wie-
der auf.1 Stolze Inbesitznahme findet man nach wie
vor in den öffentlichen Äußerungen Daniel Cohn-
Bendits, differenzierte Urteile etwa bei Norbert
Frei und Wolfgang Kraushaar.2

Aber auch die Liste der bereits früher getätigten
positiven Deutungen ist ansehnlich: Claus Legge-

Die Protestbewegung in den 60er Jahren und die außerschulische
politische Bildung
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1  Götz Aly: Unser Kampf 1968, Frankfurt a. M. 2008

2  Daniel Cohn-Bendit/Rüdiger Dammann (Hrsg.): 1968. Die Re-

volte, Frankfurt a. M. 2007; Norbert Frei: 1968. Jugendrevolte

und globaler Protest, München 2008 und Wolfgang Kraushaar:

Achtundsechzig. Eine Bilanz, Berlin 2008

3  Claus Leggewie: Ein Laboratorium der nachindustriellen Ge-

sellschaft? Zur Tradition der antiautoritären Revolte seit den

sechziger Jahren, in APuZ, B20/88, S. 3-15; Jürgen Habermas:

Interview, in: Frankfurter Rundschau vom 11.03.1988; Ulrich Rö-

del/Günter Frankenberg/Helmut Dubiel: Die demokratische Fra-

ge, Frankfurt a. M. 1989; Manfred Görtemaker: Geschichte der

Bundesrepublik Deutschland. Von der Gründung bis zur Gegen-

wart, München 1999

4  Als ein Beispiel siehe Wulf Schönbohm: Die 68er: Verwirrun-

gen und Veränderungen, in APuZ Nr. 14-15/2008, 31.03.2008, 

S. 16-21

Lesarten und Aneig-
nungen der Ereignisse
und ihrer öffentlichen
Wirkungen geschehen
mal im Modus des Be-
wachens und Verteidi-
gens, aber auch im 
Gestus der (Selbstan-)
Klage über Verluste
und Irrtümer

In dem Umstand der
immer erneuten öf-
fentlichen Beschäf-
tigung und Erregung
ist ein Indiz dafür zu
sehen, dass die Bewe-
gungen und politischen
und kulturellen Impul-
se der 60er Jahre eine
nachhaltige gesell-
schaftspolitische, gene-
rationelle und biografi-
sche Wirkung ausübten
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das eine, übersehen wird geflissentlich dabei, dass
in Deutschland, aber auch in anderen europäischen
Staaten in den 60er Jahren ein zivilgesellschaft-
licher Aufbruch, politische Reformen und tiefgrei-
fende kulturelle Wandlungen im Alltag vor sich
gingen, die zugleich auch jugendkulturell initiiert
und geprägt waren. Dass es eine vielfältige und er-
eignisreiche Vor- und Nachgeschichte für 68 gibt,
dass also das Jahr 68 nur einen Kulminationspunkt
von gesellschaftlichen, politischen und kulturellen
Öffnungsprozessen in den 60er Jahren darstellt,
dass sich hinter dem Kürzel 68 weltweite Aufbrü-
che und Eruptionen auffinden lassen und es um
weit mehr als nur studentische Aufgeregtheiten

und Selbstanmaßungen
geht, wird manchmal in
den aktuellen, vehement
geführten Kontroversen
ignoriert. Es sollte inzwi-
schen unstrittig sein, den
Zeitraum von Anfang der
60er bis zur Mitte der
70er Jahre als eine ge-

sellschaftliche und politische Verwandlungszone
zu betrachten.5

Der Bildungsbereich als wichtigstes 
Betätigungsfeld

Mit Ausnahme der verschiedenen Medienöffent-
lichkeiten ist wohl kein anderer Sektor so nachhal-
tig von den Veränderungsabsichten und -prozessen
jener Jahre tangiert worden wie der Bildungsbe-
reich. Das hatte verschiedene, zunächst vor allem
ökonomische Ursachen: den immer wieder genann-
ten Wettlauf zwischen dem sowjetischen Herr-
schaftsbereich und dem Westen um die Führung in
Wissenschaft und Technologie als Ausweis der je-
weiligen systemischen Überlegenheit, den steigen-
den Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften in der
wirtschaftlich prosperierenden Bundesrepublik und
die daraus resultierende Notwendigkeit, die sog.

Begabungsreserven stär-
ker auszuschöpfen. Es ar-
tikulierte sich aber auch
seit Mitte der 60er Jah-
re in Deutschland ein
wachsendes grundsätzli-
ches Unbehagen an ei-
nem Bildungssystem und
einer Bildungsatmosphä-
re, die vor allem von Un-
gleichheit der Teilhabe-
chancen, einer traditio-

nellen autoritären Lehr- und Lernkultur und nach-
haltigem konservativen Einfluss aus Politik und Kir-
chen geprägt war. Strukturelle Modernisierungen
und pädagogische Veränderungen wurden von ver-
schiedenen Seiten eingeklagt. Die Suche nach Ver-
änderungen des Bildungssystems – und das ist das
Besondere in der Situation der 60er Jahre – ver-
band sich aber in vielfältiger Weise mit den Impul-
sen der Politisierung durch eine neue Jugendkultur
und die Protestbewegung. Dadurch wurde die Re-
form der Bildung zu einem bis in die 80er Jahre po-
litisch besonders umkämpften Thema.

Die Notwendigkeiten gesellschaftlicher Verände-
rung und die damit verbundenen Reformprozesse
bildeten das Instrument, auf dem die Protestbewe-
gung mit ihren erheblich weitergehenden Vorstel-
lungen virtuos spielen konnte: Es entwickelte sich
ein wechselseitiges Resonanzverhältnis von Reform
und Revolution. 

Protagonist der Studentenbewegung in Frankreich 
und Deutschland: Daniel Cohn-Bendit, heute Europa-
abgeordneter der GRÜNEN

© Quelle: www.cohn-bendit.de

Es artikulierte sich seit
Mitte der 60er Jahre
ein wachsendes grund-
sätzliches Unbehagen
an einem von Ungleich-
heit der Teilhabechan-
cen und einer traditio-
nellen autoritären Lehr-
und Lernkultur gepräg-
ten Bildungssystem 

5  Vgl. auch Axel Schildt/Detlef Siegfried/Karl-Christian Lammes

(Hrsg.): Dynamische Zeiten. Die 60er Jahre in den beiden deut-

schen Gesellschaften, Hamburg 2000

Es sollte inzwischen
unstrittig sein, den Zeit-
raum von Anfang der
60er bis zur Mitte der
70er Jahre als eine ge-
sellschaftliche und poli-
tische Verwandlungs-
zone zu betrachten



Die theoretischen Orientierungen und politischen
Absichten der Neuen Linken können in Abgrenzung
zur traditionellen Arbeiterbewegung (SPD, KPD,
Gewerkschaften) und ihrem Politikverständnis ide-
altypisch folgendermaßen zusammengefasst wer-
den:

� Eine Neuinterpretation der marxistischen Theo-
rie unter Einbezug des Existentialismus und der
Psychoanalyse; dabei spielen z. B. die Marxschen
Frühschriften und ein emphatischer Entfrem-
dungsbegriff eine wichtige Rolle.

� Ein erweiterter Entwurf einer neuen Gesell-
schaft, der sich nicht nur auf Staat und Wirt-
schaft beschränkt, sondern auch Lebenswelt,
Freizeit und die sozialen und sexuellen Bezie-
hungen mit umfasst. 

� Eine Transformationsstrategie, in die neue Kom-
munikations- und Lebensformen antizipatorisch
und experimentell einbezogen werden; Selbst-
veränderungen sind dabei ebenso wichtig wie
die Veränderung von gesellschaftlichen Struktu-
ren.

� Ein anderes Organisationsverständnis, das nicht
auf eine Partei, sondern auf Aktion, Demonstra-

tion, Provokation, Öffentlichkeit und Bewusst-
seinsveränderung setzt.

� Und schließlich eine veränderte Zusammenset-
zung der Träger sozialen Wandels, in dem ne-
ben der Arbeiterklasse vor allem die (gebildete)
Jugend, die Intellektuellen, Randgruppen (etwa
Heimkinder, psychisch Kranke), später auch die
Frauen und – sehr wichtig – die Befreiungsbe-
wegungen in der sog. Dritten Welt eine wichti-
ge Rolle einnehmen.6

Diese Merkmalsdimensionen des Denkens in der
Neuen Linken erwiesen sich als ausgesprochen an-
schlussfähig für bildungspolitische und erziehungs-

reformerische Bewegun-
gen und Absichten. Mit
gutem Grund kann man
davon ausgehen, dass
trotz mancher anders ge-
richteter Proklamationen
und sich revolutionär ge-
bärdender Rhetoriken
(ähnlich wie bei der 
Jugendbewegung der
Weimarer Jahre) der Bil-

dungsbereich das wesentliche praktische Erfolgs-
feld derjenigen Akteure geworden ist, die sich als
Generation der 68er oder – wie zum Beispiel die
Theoretiker der Frankfurter Schule – als deren the-
oretische Vordenker verstanden haben.7 In diesem
Zusammenhang gewannen die Sozial-, Politik- und
Erziehungswissenschaften die Funktion von Leitwis-
senschaften für die Demokratisierungsambitionen,
und die politische Bildung stieg zu einem Schlüssel-
bereich ihrer praktischen Anwendungen auf. Es
waren besonders die Forderungen nach Emanzipa-
tion, Partizipation und Demokratisierung aller Be-
reiche der Gesellschaft, die in pädagogischen Initia-
tiven weiterentwickelt und in Bildungsinstitutionen
verbreitet worden sind. 

Als der SDS sich Anfang der 70er Jahre auflöste,
zerfiel die Protestbewegung in viele kleine linke
Gruppen und Fraktionen, von denen einige die Re-
aktivierung altlinker antidemokratischer politischer
Strategien präferierten. Die Mehrheit jedoch orien-
tierte sich auf Reformen, die durch die Beteiligung
an Wahlen und mit der Unterstützung der sozialli-
beralen Koalition durchgesetzt oder durch außer-
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Vor den Bildungsreformen: Schulkind in den 50er Jahren

© geralt/pixelio.de

Die Merkmalsdimensio-
nen des Denkens in der
Neuen Linken erwiesen
sich als ausgesprochen
anschlussfähig für bil-
dungspolitische und 
erziehungsreformeri-
sche Bewegungen und
Absichten

6  Vgl. dazu auch Ingrid Gilcher-Holtey: Die 68er Bewegung.

Deutschland – Westeuropa – USA , München 2001, S. 15f

7  Dies ist auch das Fazit einer Untersuchung zur Wirkungsge-

schichte der Frankfurter Schule von Clemens Albrecht u. a.: Die

intellektuelle Gründung der Bundesrepublik. Eine Wirkungsge-

schichte der Frankfurter Schule, Frankfurt/Main, New York 1999
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parlamentarische Bewegungen und Initiativen von
unten in Gang gesetzt werden sollten. Die daraus
später hervorgegangenen sozialen Bewegungen
der 70er und 80er Jahre waren immer auch Bil-
dungsbewegungen, weil sie auf Öffentlichkeit, aber

auch auf Selbstverände-
rungsprozesse, gemein-
same Lernaktionen und
Vermittlung setzten. Ty-
pisch für diese Bewe-
gungs- und Initiativen-
szene der 60er und 70er
Jahre ist ein sehr weit
gefasstes Politikverständ-
nis, das auch auf die Auf-
fassungen politischer
Bildung und ihre Praxis

übertragen wurde. Und ebenso typisch ist es, dass
alle Bildungsbereiche als Felder politischer Bildung
und Erziehung angesehen wurden; so wurde bei-
spielsweise kaum unterschieden zwischen politi-
scher Erziehung in der Sozialpädagogik und politi-
scher Jugendbildung.

Politische Bildung und Protestbewegung 
in den 60er Jahren am Beispiel des AdB

Seit Anfang der 60er Jahre hat die politische Ju-
gend- und Erwachsenenbildung stetig an Bedeu-
tung und Beachtung gewonnen. Maßnahmen der
politischen Jugendbil-
dung wurden insbeson-
dere aus dem damali-
gen Bundesjugendplan
finanziert. Nach den so
genannten Synagogen-
schmierereien, die –
zum Jahresende 1959 in
Köln geschehen – die in-
ternationale Öffentlich-
keit alarmierten, wur-
de auch die politische
Erwachsenenbildung
verstärkt gefördert. Lan-
ge war den Jugendbil-
dungsstätten ein Platz
im schon bestehenden
Verbändegefüge (Deut-
scher Volkshochschul-
verband, Arbeit und Le-
ben, Katholische Er-
wachsenenbildung und
Evangelische Erwachse-
nenbildung) vom Bun-
desjugendministerium

zugedacht: sie sollten im Verbund mit den nicht
konfessionell orientierten Akademien und Heim-
volkshochschulen den Fachverband für die politi-
sche Jugendbildung bilden. Mit der Gründung des
Arbeitskreises Jugendbildungsstätten 1959, später
wegen der inzwischen dazu gekommenen Einrich-
tungen mit politischer Erwachsenenbildung 1962 in
Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten umbenannt,
wurde dieser Akt endlich vorgenommen und die im
AdB zusammengefassten Bildungsstätten konnten
am Jugendreferentenprogramm teilhaben.

Dem AdB trug man auch die Geschäftsführung des
auf seine Initiative hin gegründeten Arbeitsaus-
schusses für politische Bildung (später Bundesaus-
schuss politische Bildung, abgekürzt BAP) an. Zu
seinen Aufgaben zählten die Federführung und 
Organisation des ersten großen Kongresses zur 
politischen Bildung im März 1966, aus dem der Ar-
beitsausschuss hervorging. Die dort entstandene
„Gemeinsame Schlußerklärung der Veranstalter des
Kongresses zur politischen Bildung 1966“ muss als
eine erste systematische öffentliche Selbsterklä-
rung und entsprechende Gründungsakte gelesen
werden.8
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Die sozialen Bewegun-
gen der 70er und 80er
Jahre waren immer
auch Bildungsbewe-
gungen, weil sie auf 
Öffentlichkeit, aber
auch auf Selbstverände-
rungsprozesse, gemein-
same Lernaktionen und
Vermittlung setzten

© Jugendhof Vlotho

Gehörte zu den Gründungseinrichtungen des AdB: Jugendhof Vlotho

8  Siehe auch Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten (Hrsg.):

Kongreß zur politischen Bildung, Bonn 1966, S. 219-222



Die im Laufe der 60er Jahre zunehmenden Protest-
äußerungen und die wachsende politische Kon-
fliktbereitschaft wurden von den Akteuren der poli-
tischen Bildung demonstrativ begrüßt, man begriff
diese Ereignisse als positive Entwicklung und wich-
tiges Ferment demokratischer Kultur. Mehr noch,
die sich rasant entwickelnde Protestkultur wurde
als Verbündeter und ihr Konfliktgehalt als genuine
Aufgabe der politischen Bildung betrachtet. So
schrieben der damalige Vorsitzende des AdB Ulf
Lüers und das geschäftsführende Vorstandsmit-
glied Alfred Miklis im Sommer 1967 nach dem Tod
von Benno Ohnesorg an die Mitgliedseinrichtun-
gen: „Es gilt, den Konflikt, der zwar im Ansatz, je-
doch nicht in allen Stadien seiner Entwicklung und
Zuspitzung demokratisch ist, zu analysieren und
die damit gebotene Chance zur Demokratisierung
unserer Gesellschaft zu nutzen. Dabei wäre zu ver-
deutlichen, dass es hierbei nicht um einzelne Perso-
nen oder Gruppen – weder bei den Studenten,
noch bei den Polizisten – geht, sondern um politi-
sche Probleme und Verhaltensweisen.“ Und weiter
unten forderte man die Mitglieder zur Zusammen-
arbeit auf: „Der Vorstand des Arbeitskreises hat die
studentischen Gruppen und die Vertreter der Öf-
fentlichkeit auf die Möglichkeiten der Zusammen-
arbeit hingewiesen und bittet sie um ihre Mitwir-
kung bei diesem neuen Ansatz politischer
Bildungsarbeit.“11

Noch in den Jahren 1967 und 1968 veröffentlichte
der AdB zwei weitere,
zum Teil sehr ausführli-
che Verlautbarungen
zur Lage der politi-
schen Bildung. In der
letzteren vom Juni
1968, die fast einstim-
mig angenommen wur-
de, hieß es unter ande-
rem: „Der Arbeitskreis
deutscher Bildungs-
stätten begrüßt Kritik,
Unruhe und politisches

11  Rundbrief des Vorsitzen-

den des Arbeitskreises an die

Mitgliedsinstitutionen zu

den innenpolitischen Unru-

hen vom Juni 1967, in: Ulf

Lüers/Alfred Miklis/Barthold

C. Witte (Hrsg.): Erziehung in

der Demokratie. 10 Jahre Ar-

beitskreis deutscher Bil-

dungsstätten e. V, Bonn

1969, S. 106f

Die 60er Jahre kann man
in verschiedener Hinsicht
als Gründerzeit politi-
scher Bildung betrachten:
Neben ihrer zunehmen-
den öffentlichen Platzie-

rung stehen die Versuche, politische Bildung zu
professionalisieren und zu verwissenschaftlichen.
„Der Prozess der Theoriebildung für den Bereich
der außerschulischen Pädagogik befindet sich der-
zeit in einer Übergangsphase vom Stadium gesam-
melter Erfahrungen zum Stadium der systemati-
schen Zuordnung der gewonnenen Erkenntnisse
und Einsichten“ schrieb 1969 Rolf Frölich resümie-
rend.9 Für die Verwissenschaftlichung politischer
Bildung (damals wird noch kaum zwischen schuli-
scher und außerschulischer politischer Bildung un-
terschieden) stehen vor allem Hermann Giesecke
und die von ihm mit anderen entwickelte Konflikt-
didaktik.10
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Die 60er Jahre kann
man in verschiedener
Hinsicht als Gründer-
zeit politischer Bildung
betrachten

Hermann Giesecke (rechts) beeinflusste mit seiner Konfliktdidaktik die Entwicklung der
politischen Bildung. Das Foto zeigt ihn bei einer AdB-Veranstaltung 1990 in Haus Sonnen-
berg, links: Günther Vieser

© Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten

9  Rolf Frölich: Zu den Anfängen politischer Bildungsarbeit im

Arbeitskreis, in Ulf Lüers/Alfred Miklis/Barthold C. Witte (Hrsg.):

Erziehung in der Demokratie. 10 Jahre Arbeitskreis deutscher

Bildungsstätten e. V, Bonn 1969, S. 31

10  Hermann Giesecke: Didaktik der politischen Bildung, 

München 1965, zu Giesecke siehe außerdem seine Website

http://www.hermann-giesecke.de, die seine Schriften und 

Positionen breit dokumentiert.
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Engagement eines wachsenden Teiles der Jugend
als ein Zeichen dafür, dass die oft beklagte politi-
sche Lethargie der jungen Generation schwindet.“
Allerdings schränkte die Erklärung ihre Solidarität
in den nächsten Sätzen auf grundgesetzkonforme
Aktionen ein. Im Weiteren wurde dann betont, dass
die politische Bildung „auf stete Veränderung der
Gesellschaft hinwirken“ und sich „auf die kritische
Reflexion der Politik und Gesellschaft überhaupt“
gründen soll.12 Die allgemeine verbandliche Zu-
stimmung zu solchen Positionen wurde aber bald
auf verschiedene Proben gestellt. Im AdB wie auch
in anderen Verbänden kam es in den folgenden
Jahren zu einigen Konflikten. Eine Konfliktlinie war
die einer von den Jugendbildungsreferenten ge-
wünschten weitgehenden Mitbestimmung im Ver-
band, eine weitere die Forderung verbindlicher
Grundsätze für ihren Einsatz in den Einrichtungen,
an denen sie arbeiteten, und eine dritte die sehr
grundsätzliche und kontroverse Frage eines ver-
bindlichen gemeinsamen Verständnisses von politi-
scher Bildung. Ein Teil des Verbandes argwöhnte,
dass sich hinter dieser angestrebten Verbindlich-
keit nicht nur eine Einigung auf eine weitgehend
formale Politikdidaktik, sondern auch ein dezidier-
tes politisches Programm verberge und bestand
auf der Akzeptanz unterschiedlicher Richtungen in
der Politikdidaktik, wie es dem demokratischen Plu-
ralismus entspricht. Hierüber kam es zu harten Aus-
einandersetzungen, an deren Ende Ulf Lüers aus
dem Vorstandsamt ausschied und Heinz Thum sei-
ne Funktionen übernahm.13

Politische Bildung oder politische Aktion

Die aufblühende politische Bildung geriet Ende
der 60er Jahre aber auch in eine andere Konflikt-
zone, die man als Problem der Unterscheidung 
politischer Absichten und Programmatiken von der
pädagogischen Eigenlogik begreifen kann.

Die Otzenhausener Erklärung hielt als weiteren
Grundsatz fest, dass die politische Bildung zur Auf-
klärung und Austragung politischer Konflikte „mit

Hilfe rationaler Analysen
und darauf gegründeter
Zukunftsentwürfe“ bei-
tragen soll. Diese Aussa-
ge wandte sich gegen die
Praxis der Nachkriegszeit,
in der das Begegnen, die
spätjugendbewegte Ge-
meinschaftsseligkeit und
das Musische noch in der
politischen Jugend- und
Erwachsenenbildung 
überwogen. Die in den
60ern einsetzende Pro-
fessionalisierung politi-

scher Bildung beruhte nicht nur auf Institutionali-
sierung und Hauptamtlichkeit, sondern auch auf
Verwissenschaftlichung und Systematisierung einer
Politikdidaktik, die ein entsprechend reflektiertes
Handlungsrepertoire aufweist. Gegenüber den emo-
tionalen Momenten wurde nun das rationale Ur-
teilen betont und die Distanz zur Politik selber. An
dieser Stelle brach ein Streit auf, der bis in die 80er
Jahre noch andauerte.

Die Veranstaltungen der politischen Bildung soll-
ten demokratisiert werden, die Teilnehmer aktiviert
und Seminare in politische Aktionen münden. Stell-
vertretend für viele Stimmen sei hier Reinhard Duf-
ner aus der „deutschen jugend“ 1970 zitiert: „Ge-
genüber der oberflächlichen, krampfhaft herge-
stellten Motivation politischen Lernens ist die soli-
de, nicht auf Methodenfetischismus bedachte Ar-
beit vorzuziehen. Dabei ist die Kontinuität der Ar-
beit von großer Wichtigkeit. Gerade aber diese ist
in Kurzzeitpädagogik nicht zu leisten. Es müssen
also Möglichkeiten entwickelt und eröffnet werden,
die Lernprozesse als kollektive in Gang zu halten.
Das wird nur in Gruppen möglich sein, die diszipli-
niert ihre Interessen reflektieren, sich mit der rele-
vanten Literatur beschäftigen und schließlich auch
gemeinsam handeln.“14 Und an anderer Stelle wird
bedauert, dass es nicht gelinge, „nach den Lehr-
gängen den Kontakt zu den Teilnehmern aufrecht-
zuerhalten“ und somit „eine die politische Praxis
begleitende Beratung“ fehle.15 Politische Bildung
sollte sich also, damit das Attribut politisch auch
Berechtigung habe, in das Terrain der politischen
Aktion hineinwagen und zur Bildung politisch ak-
tionsfähiger Gruppen beitragen; sie mutierte zum
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gendverbände, in: deutsche jugend, Mai 1970, S. 237



dem merkte er an, dass die oftmals verwendeten
marxistisch inspirierten Deutungsansätze von Poli-
tik und Gesellschaft für pädagogische Problemstel-
lungen nicht anschlussfähig seien. Dem wurde
wiederum von anderer Seite widersprochen, und
so finden wir seit Beginn der 70er Jahre eine inten-
sive Debatte auch zur Frage der subjektiven Vor-
aussetzungen politischen Lernens.18 Die diversen
theoretischen Bemühungen um eine Vermittlung
von Gesellschaft, Politik und lernendem Individu-
um haben letztlich zur Anerkennung der zentralen
Bedeutung der Teilnehmer- oder Subjektorientie-
rung in der politischen Didaktik geführt. Einen an-
deren Versuch, eine Grenze zwischen Aktion und
politischem Lernen zu ziehen, stellen das Kontro-
versitätsgebot und das Überwältigungsverbot dar,
wie sie 1977 im Beutelsbacher Konsens formuliert
wurden.

Dennoch: Politische Bil-
dung wurde selbst als ein
Feld der Politik begrif-
fen, wenn auch in spezi-
fisch abhängiger Weise.
Dies führte dazu, dass
noch bis in die 90er Jah-
re hinein Institutionen
der politischen Bildung
eindeutig politischen La-
gern zugeordnet wurden
und Positionen in staatli-
chen Einrichtungen nach

strengen Proporzregeln oder der Logik einer Ein-
flusssicherung besetzt wurden. Erst danach hat sich
ein professionell orientiertes Verständnis allgemein
durchgesetzt, so dass heute sich Kolleginnen und
Kollegen weniger nach politischer Herkunft und
mehr nach ihrem Praxisverständnis beurteilen und
zuordnen.

Wirkungen

Dass es einen steten Ausbau der politischen Bil-
dung seit den 60er Jahren gab, war aber nicht nur
den Bedeutungszuschreibungen im Rahmen politi-
scher Veränderungsstrategien zu verdanken. Eine
komplementäre Reaktion von konservativer Seite
bestand darin, das junge westdeutsche Gemeinwe-
sen gefährdet zu sehen. In der Antwort auf die
Großen Anfragen der Fraktionen des Bundestages

politischen Paralleluniversum und drohte ihren
Auftrag und ihre Möglichkeiten zu überdehnen.
Außerdem bestand die Gefahr, dass die Beachtung
des politischen Pluralismus‘, auf den Ernst Fraenkel
in seinem Einleitungsvortrag zum Kongress zur po-
litischen Bildung in Bonn 1966 so nachhaltig als
Voraussetzung politischer Bildung in der Demokra-
tie verwiesen hatte,16 in der angestrebten gemein-
schaftlichen Übereinstimmung und Aktion wieder
verloren ging.

Der Widerspruch wurde von verschiedener Seite mit
unterschiedlichen Argumenten formuliert. Hermann
Giesecke warnte vor Emotionalisierungsprozessen
und wies darauf hin, dass „Lernen und Aktion anti-
nomische soziale Verhaltensweisen sind, die zuein-
ander in erheblichem Widerspruch stehen.“17 Außer-
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Ernst Fraenkel auf dem 1. Kongress zur politischen Bil-
dung 1966

© Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten
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18  Siehe zum Beispiel Ulf Lüers/Gerhard Büttenbender/Christi-
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zur Politischen Bildung 1968 hieß es daher war-
nend: „Es ist eine Situation entstanden, die es allen
gesellschaftlichen Kräften und auch dem Staat
dringend gebietet, dem verbreiteten Unbehagen
entgegenzuwirken und das Bewußtsein vom Wert
unserer freiheitlichen Staatsordnung und den
Möglichkeiten ihrer zeitgerechten Fortentwick-
lung zu stärken.“19 Für die politische Bildung war
eine komfortable Situation entstanden, wurde sie
doch – mit ganz unterschiedlichen Aufgabenver-
ständnissen und Erwartungen versehen – letztlich
von allen politischen Akteuren und ihren Bezugs-
gruppen hochgeschätzt, weil man von ihr einen
wichtigen Beitrag zur mittelfristigen Lösung ak-
tueller Probleme und Konflikte erwartete. Dieser
Befund gilt aber in weiten Teilen für die Erwach-
senenbildung/Weiterbildung insgesamt, so dass es
während der 70er Jahre in vielen Bundesländern 
– oftmals auch in enger Zusammenarbeit von CDU
und SPD – zu der Verabschiedung von Weiterbil-

dungsgesetzen kam, die
nun den systematischen
Auf- und Ausbau und
damit die Professionali-
sierung der Erwachsenen-
bildung und der außer-
schulischen politischen
Bildung zu garantieren
schienen. Das war eine
Entwickung, die leider oft
nur eine Dekade andau-
ern sollte. Dennoch ist zu
konstatieren, dass in den
70er Jahren die Erwach-
senenbildung und die po-
litische Bildung als äu-
ßerst wichtige Politik-

felder galten, die für
die Gestaltung gesell-
schaftlicher Zukunft
von größter Bedeu-
tung seien.

Neben diesem Institu-
tionalisierungs- und Pro-
fessionalisierungsschub

gibt es noch eine Vielzahl weiterer mittel- und
langfristiger Wirkungen in der politischen Kultur
der Bundesrepublik zu verzeichnen, auf die zum
Schluss nur noch in Stichworten eingegangen wer-
den kann. 

Die Protestbewegung – das kann inzwischen als ei-
ne von den meisten Beobachtern geteilte Einsicht
gelten – hat zwar nicht das hervorgebracht, was ih-
re Protagonisten im unmittelbaren Zeitfenster En-
de der 60er und Anfang der 70er Jahre gewollt
hatten: eine gesellschaftliche Revolution, die sich
auf der Basis eines in der Nachkriegszeit entfalte-
ten gesellschaftlichen Reichtums der spontanen
Zustimmung einer Mehrheit der Bevölkerung sicher
sein konnte. Angesichts ihrer problematischen Zer-
fallsprodukte wie den stalinistischen K-Gruppen,
muss man von einer glücklich gescheiterten Bewe-
gung sprechen. 

Das, was sie so en passant angestoßen hat – zum
Teil gegen ihre Absichten, ist unter anderem eine
dem Modell westlicher Demokratien angemessene
Partizipations- und Widerspruchskultur, die sich
seit Ende der 60er Jahre als „Protest von unten“
normalisiert hat und neben den repräsentativen
Wegen der demokratischen Beteiligung auch vie-
len kleineren Gruppen und Initiativen stabile und
immer wieder geübte Möglichkeiten der öffent-
lichen Mitwirkung an der politischen Willensbil-
dung verschafft hat.20 Politische Bildung hat auch
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Wertewandels hervorheben. Die Lernformen wur-
den in den 60er und 70er Jahren in vielfältigem
Rückgriff auf reformpädagogische Konzepte aus
früherer Zeit erneuert, was auch auf jugendbe-
wegte Einflüsse der Nachkriegszeit verweist, die ei-
gentlich im Rahmen der 68er-Bewegung überwun-
den werden sollten.22 Aber das wären Themen für
einen neuen Artikel.
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hier ihren genuinen Ort, denn ein deliberatives
Verständnis außerschulischer politischer Bildung,
das sich als Gegenöffentlichkeit versteht und sozia-
le Bewegungen mit Angeboten und Foren beglei-
tet, ist ein seit der Protestbewegung der 60er Jahre
immer wieder manifestiertes Konzept.21

Seit 1968 finden wir trotz aller Vereinheitlichungs-
versuche unter den weiterhin oft sehr mannigfalti-
gen didaktischen Ansätzen dennoch zwei markante
Linien: Die einer an Bewegungen und Selbstakti-
vierungsprogrammen orientierten politischen Bil-
dung, die das politische Subjekt in den Mittelpunkt
stellt, und eine Linie, die eher an einer wissen-
schaftszentrierten Politikdidaktik sich orientiert und
die Rationalität politischer Urteilskraft betont. Die-
se beiden Richtungen kritisieren sich immer wieder
bis heute wechselseitig, sind aber nicht unvereinbar.

Es wären sicher noch andere Entwicklungslinien zu
diskutieren: Eine kulturgeschichtliche Betrachtung
müsste auch zum Beispiel die Lust am Diskutieren,
die Befreiung von gesellschaftlichen Zwängen und
traditionellen, atavistisch gewordenen Wertvor-
stellungen wie Gehorsam, Treue und blinde Diszi-
plin sowie Kultivierung des politischen Selbst im
Rahmen politischer Bildung thematisieren und ih-
ren Beitrag zur Entwicklung des postmodernen
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